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Neue Wege-Gesprach von Kurt Seifert und Matthias Hui mit Jacqueline Fehr

Der Politik, die mit der Angst
arbeitet, entgegentreten

Religionen und ihre staatliche Anerkennung in einer aufgeklarten Welt

Reclaim democracy gilt auch fiir die Sphdre des Religidsen. Die Gottes-
ebenbildlichkeit des Menschen, aller Menschen, ist der Grund ihrer
Gleichheit. Aus dieser Quelle schopft auch der demokratische Staat. Ihm
kann es nicht gleichgiiltig sein, welche Rolle die Religionsgemeinschaften

in der Gesellschaft wahrnehmen.

Die Ziircher SP-Regierungsritin Jacqueline Fehr plddiert dafiir,
auch die islamischen Gemeinschaften einzuladen, an der Gestaltung un-
serer Gesellschaft mitzuwirken. Mit ihrem Vorschlag hat sie eine kon-

troverse Debatte ausgelost.

Es gibt eine parallele Entwicklung zwi-
schen der Anerkennung der katholischen
Kirche in den 1960er Jahren und einer
moglichen Anerkennung muslimischer
Gemeinden in Zukunfi. Sie haben diese
Entwicklung in Ihrer letztjihrigen Ziir-
cher Bettagsrede im Grossmiinster so skiz-
ziert: Fiir die MigrantInnen aus dem ka-
tholischen Siiden Europas war die Kirche
zu jener Zeit ein «Ankunfisort», ein Ort,
an dem sie «als Menschen mit Biografien,
mit Trdumen, mit Hoffnungen» wahrge-
nommen wurden. Ahnliches sehen Sie heu-
te bei den MigrantInnen aus der islamisch
geprdigten Welt, die ebenfalls «Briicken
zwischen Herkunft und Ankunft» benoti-
gen. Was antworten Sie jenen, die erkld-
ren, das lasse sich nicht vergleichen: Die
einen seien Teil des «christlichen Abend-
landes» und deshalb auch mehr oder we-
niger gut integrierbar gewesen, die Kultur
und Religion der MuslimInnen bleibe aber
ein Fremdkorper in unserer Gesellschaft?
Das ist zu kurzfristig gedacht. In
einer langeren Perspektive sehen wir,
dass das, was wir gegenwadrtig wahr-
nehmen, nicht das Ende der Geschichte
sein kann. Der islamische Raum war der
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christlichen Welt iiber ein paar Jahrhun-
derte hinweg weit voraus: wissenschaft-
lich, kulturell, gesellschaftlich gesehen.
Das hat sich spater verandert, was aber
nicht heissen muss, dass die muslimisch
gepragten Gesellschaften in ihrer Ent-
wicklung einfach zuriickbleiben. Die
Verwandtschaften zwischen den drei
grossen Weltreligionen sind sehr viel
enger, als wir das aufgrund heutiger
Auseinandersetzungen begreifen. Der
Koran und die Bibel sind einander viel
ndher, als uns oft bewusst ist.

Konkret?

Ich habe in Schweden erlebt, wie
ein Schulleiter einer multikulturellen
Schule gefragt wurde: «Wie schafft ihr
es in diesem Land der Gleichberech-
tigung, islamische Eltern anzuspre-
chen?» Er sagte: «Wir nehmen Bezug
auf Abraham, den Vater des Judentums,
des Christentums und des Islam, dann
wird die Verbundenheit sichtbar.»

Ich bestreite, dass der Islam in Be-
zug auf sein kulturelles Potenzial einen
Fremdkorper darstellt. Das ist anders,
wenn man die politische Interpretation



des Islam in gewissen Weltregionen in
Betracht zieht. Aber wir hatten in nicht
allzu ferner Vergangenheit auch un-
akzeptable politische Interpretationen
des Christentums oder der «deutschen
Kultur» und betrachten diese Traditio-
nen dennoch nicht als grundsdtzlich
unvereinbar mit einer demokratischen
Gesellschaft.

In Ihrer Grossmiinster-Rede haben Sie
davon gesprochen, dass es moglich sein
miisse, «einen Islam nach schweizerischer
Fagon» zu schaffen. Sie haben auch formu-
liert: Es gehe um «muslimische Gemein-
schaften mit starker Schweizer Prigung».
Was verstehen Sie darunter?

Bei der Anerkennungsfrage geht es
um jene, die sich selber als religios emp-
findende Menschen verstehen — das ist
auch unter den MuslimInnen eine Min-
derheit — und die mit uns zusammen
hier in einem guten Einvernehmen le-
ben wollen. Aber die MuslimInnen sind
nicht per se eine Wertegemeinschaft;
das gleiche gilt fiir uns Nicht-Muslim-
Innen. Die einensind beispielsweise ur-
ban-progressiv, und andere haben land-
lich-traditionelle Werte. MuslimIn sein
ist nicht die einzige Identitdt dieser
Menschen. Es geht darum, jenen den Ri-
cken zu starken, die den Staat als Rechts-
ordnung verstehen und die Gesellschaft
als ein Zusammenspiel verschiedener
Wertegemeinschaften, und die gemein-
sam mit uns dieses Verstandnis in ihren
Gemeinschaften vorantreiben wollen.
Diese Perspektive aufzuzeigen, ist das
Hauptziel der Anerkennungsdiskussion.

Sie vertreten die Position, dass nur Gemein-
schaften, die Respekt und Wertschitzung
erhalten, auch eine integrierende Wirkung
entwickeln konnen. Gibt es nicht innerhalb
des Islam jene, die eine solche Integrations-
wirkung gar nicht anstreben, sondern im
Gegenteil die Mehrheitsqgesellschaft unter-
wandern wollen?

Natiirlich gibt es Krifte innerhalb
der islamischen Gemeinschaft, die diese
Integration nicht wollen. Es gibt auch
Krafte innerhalb der katholischen Kir-
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che, welche die Modernitdt ablehnen.
Es gibt Krafte innerhalb der jiidischen
Gemeinschaft, die Parallelgesellschaften
bilden. Es gibt Evangelikale, die sich ab-
sondern. Es gibt Rechtsradikale, es gibt
Linksradikale, AnarchistInnen, die die-
se Gesellschaft so nicht wollen. Das ist
eine klassische politisch-gesellschaft-
liche Auseinandersetzung mit allen die-
sen Gruppen, die wir fithren wollen.

Muss der Staat nicht in erster Linie die

Grenzen des Dialogs aufzeigen?

Durch Ausgrenzung schaffen wir
mit Sicherheit keinen Beitrag zum so-
zialen Frieden. Jenen den Riicken zu
starken, die wie wir das Gemeinsame
betonen wollen, sie nicht in die Hinter-
hofe zu verdrdangen, sie nicht pauschal
zu verurteilen — das sind Methoden, mit
denen wir den sozialen Frieden starken

Jacqueline Fehr, SP-
Regierungsrdtin im
Kanton Ziirich.
Bild: pd



mochten. Wir wollen Menschen nicht
zu Rechtfertigungen zwingen fir et-
was, wofir sie sich nicht rechtfertigen
miissen. Genauso wenig, wie irgendein
Muslim oder irgendeine Muslimin da-
fur verantwortlich ist, dass ein islamis-
tischer Extremist ein Attentat begeht,
genauso wenig verlangen wir doch von
den KatholikInnen, dass sie sich recht-
fertigen, wenn ein katholischer Priester
ein Kind missbraucht! Ich warne sehr
davor, die Zugehorigkeit zu einer Reli-
gionsgemeinschaft als das dominante
Identitatsmerkmal zu begreifen. Fiir die
grosse Mehrheit ist es dies nicht. Viele
MuslimInnen haben erst Uber die Dis-
kussion der letzten Jahre realisiert, wel-
che Bedeutung Religion haben kann.
Sie lebten mit einem anderen Gefiihl,
wie wir auch: Ich bin viel stiarker eine
Linke oder eine Frau oder eine Stadte-
rin oder eine Pddagogin, als dass ich
Mitglied einer christlichen Gesellschaft
bin. Die Uberbetonung des einen, reli-
giésen Segments der eigenen Identitat
schafft ein Problem, wo keines ist.

Es gibt KritikerInnen, die das System der
offentlich-rechtlichen Anerkennung von Re-
ligionsgemeinschaften als ein Relikt der
Vergangenheit betrachten. Es sei kein zu-
kunftsfihiges Modell. Wie antworten Sie
auf diesen Einwand?

Als intellektuelle Position kann ich
das nachvollziehen. Analytische Uber-
legungen konnen einen zur Auffassung
bringen, die Trennung zwischen Kirche
und Staat misse noch weiter gehen,
der Staat miisse sich noch starker als
Rechtsordnung verstehen und diirfe —
sakular-laizistisch betrachtet—mit dem
ganzen religiosen Wertebereich nichts
zu tun haben. Im praktischen Leben
ist die Verwobenheit der Kirchen mit
der Gesellschaft aber so gross und sind
die gesellschaftlichen Leistungen der
reformierten Kirche, der katholischen
Kirche, aber auch der islamischen Ver-
eine, der judischen Gemeinschaften
und anderer so bedeutungsvoll, so dass
ich nicht glaube, diese Trennungsidee
koénnte bei uns in absehbarer Zeit an
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Fahrt gewinnen. Im Gegenteil: Es gibt
ein stiarkeres Bewusstsein und eine
grossere Wertschatzung der Leistun-
gen religiéser Gemeinschaften in der
Gesellschaft. Der Staat sieht deutlicher,
wie sehr er auf ihre Fliichtlingshilfe, auf
ihre Alters- und ihre Jugendarbeit, auf
ihr Engagement in ganz verschiedenen
Bereichen der gesellschaftlichen Inte-
gration angewiesen ist.

Nun konkreter zu einem moglichen Prozess
staatlicher Anerkennung muslimischer Ge-
meinden: Es fehle diesen Gemeinden ein
Ansprechpartner fiir den Staat, arqu-
mentiert etwa Michael Meier im Tages-
Anzeiger. Eine Anerkennung einzelner
integrationswilliger Gemeinschaften, also
ein Prozess peu a peu, sei kaum machbar
und politisch sowieso nicht durchsetzbar.

Wir miissen uns bewusst sein, was
wir tun. Wir anerkennen keine Religion,
wir anerkennen keine Verbindung zur
Tiirkei oder zum Vatikan, wir anerken-
nen keine Personen. Wir anerkennen
ein Institut, in der Regel einen Verein.
Er hat hier seinen Sitz, er hat seine Sta-
tuten, um dem hiesigen Recht zu genii-
gen. Wir konnten die katholische Kir-
che erst anerkennen, als sie im Kanton
Zirich eine Korperschaft nach unseren
Rechtsgrundsitzen griindete. Sie haben
wir anerkannt, nicht den Vatikan und
auch nicht ein Bistum. Wir konnten
uns vorstellen, dass es muslimische
Vereine gibt, die diese Bedingungen er-
fillen: Gleichstellung der Geschlechter,
Anerkennung der Rechtsordnung, Of-
fenlegung der Finanzstrome.

Es geht nicht um die theologische
Interpretation. Die schauen wir auch
bei den Kirchen nicht an, da ist der
Staat neutral. Ich kann mir vorstellen,
dass gerade aus dieser Emanzipations-
bewegung neue Formen muslimischer
Vereine entstehen, bei denen beispiels-
weise Frauen eine ganz andere Rolle
spielen, wie dies immer mehr Musli-
minnen auch fordern, und in denen
auch viel offenere Deutungen des Ko-
ran entwickelt werden. Damit wiirde
ein Zeichen gesetzt, dass eben der Islam



in einer schweizerischen Interpretati-
on moglich ist. Die christliche Kirche
im Sudan ist nicht dieselbe wie in Zii-
rich; genauso wenig kann der Islam in
Saudiarabien der gleiche sein wie hier.

Es gibt Zweifel, dass sich solche Struk-
turen herausbilden wiirden. Wenn das
Forum fiir einen fortschrittlichen Islam
einen Antrag auf Anerkennung stellen
wiirde, gibe es wahrscheinlich innerhalb
der islamischen Gemeinschaft grosse Dis-
kussionen, ob damit tatsdchlich der Islam
reprdsentiert wiirde.

Auch in den jidischen Gemein-
schaften sind nicht alle davon tber-
zeugt, dass die beiden in Ziirich
anerkannten Gemeinschaften das Ju-
dentum an sich reprdasentieren. Das ist
gar nicht die Frage. Wir haben auch
lingst nicht alle Kirchen anerkannt.
Es gibt keinen Grund, die islamischen
Gemeinschaften zu drangen. Wir miis-
sen sie nicht anerkennen. Wir schaffen
eine Perspektive, eine Einladung. Die
islamischen Gemeinschaften sollen
sich tberlegen, ob sie zum Ausdruck
bringen wollen: «Wir sind bereit, diese
Bedingungen zu ibernehmen, weil wir
iberzeugt sind, dass es die richtigen
sind, welche unserer Religionsgemein-
schaft eine Entwicklung ermoglichen.
Wir setzen uns damit aber auch intern
der Kritik aus und stellen uns der Dis-
kussion.» Natiirlich exponiert man
sich. MuslimInnen diirfen sich nicht in
einer Opferrolle einnisten. Wir organi-
sieren ihnen die Anerkennung nicht,
sie mussen sie sich selber erarbeiten;
die Bedingungen sind zwar nirgends
formell festgelegt, aber in den Grund-
ziigen bekannt.

Die Bereitschaft des Staates, in diese Rich-
tung zu gehen, haben Sie in den letzten
Monaten deutlich formuliert. Welche Schrit-
te sind nun notwendig, um der Diskussion
iiber eine mogliche staatliche Anerken-
nung muslimischer Gemeinden mehr
Gewicht zu geben? Diese Gemeinschaften
sind ja gerade im Kanton Ziirich momen-
tan in einer eher schwierigen Situation, sie
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sind — im Zusammenhang mit dem Thema
der Anwerbung von IS-KimpferInnen —
deutlich in der Defensive.

Im Kontext islamistischer Gewalt
benodtigen wir — angelehnt an die Dro-
genpolitik — eine Drei-Sdulen-Politik:
Wir brauchen Pravention. Auf kom-
munaler Ebene benotigen wir die inter-
disziplindre Zusammenarbeit zwischen
Moscheevereinen, Polizei, Jugendarbeit,
Schule und anderen. Zweitens gibt es
die repressiven Instrumente: Wir haben
das Strafrecht, das Auslandergesetz und
das Arbeitsgesetz, wenn es um Bewilli-
gungen fiir Imame geht, wir haben den
Staatsschutz. Und drittens haben wir
das, was in der Drogenpolitik die The-
rapie ist: Das ist die Aufgabe der Dera-
dikalisierung. Jugendliche oder junge
Erwachsene, die «drin» oder fast drin
sind, miissen rausgeholt werden.

Plakat von Margrit
Gams, 1920, zur
Abstimmung fiir das
Frauenstimm- und
wabhlrecht im Kanton
Basel-Stadt.

Bild: Kunstgewerbe-
museum Ziirich,
Sammlung Marga-
dant



Das klingt nun allerdings eher abstrakt
und technokratisch. Wie wird in Ihrer Di-
rektion eine solche Strategie fassbar?

Wir formulieren zum Beispiel ein
Konzept fiir die Nofallseelsorge und die
Seelsorge im Gefingnis. Wir erarbeiten
Kriterien, welche Anforderungen Seel-
sorgerlnnen aus allen Religionen und
Konfessionen erfillen miissen. Musli-
mische Gemeinschaften sind da selbst-
verstandlich mit dabei. Damit entsteht
verbindliche Zusammenarbeit. Man riickt
zueinander, wenn von einem Pfarrer die-
selbe Qualifizierung gefordert ist wie
von einem Imam. Uber diese Schiene
bilden sich Strukturen heraus inner-
halb der muslimischen Gemeinschaf-
ten, die dann auch beim Thema Aner-
kennung von Bedeutung sein konnen.
Wir mussen an konkreten Problemen
arbeiten und damit eine Entwicklung
unterstiitzen, die zu dem fithren kann,
was wir anstreben.

Sie sind als Regierungsritin vorgeprescht.
Welche Initiativen erwarten Sie jetzt aus
der Gesellschaft? Die Kirchen scheinen sich
noch relativ bedeckt zu halten.

Die Kirchen sind im Moment mit
eigenen Aufgaben sehr belastet, das gilt
im Kanton Ziirich insbesondere fiir die
reformierte Kirche. Wir erhalten aber
von verschiedener Seite her sehr grosse
Unterstiitzung in dieser Anerkennungs-
frage. Gerade die katholische Kirche ist
bereit, ihre eigenen Erfahrungen auf
dem Weg zur Anerkennung zur Verfu-
gung zu stellen. Die KatholikInnen fin-
den nicht, sie seien ein Spezialfall, An-
erkennung funktioniere nur bei ihnen.
Da ist eine grosse Offenheit, gerade weil
auch sie sich damit befreit haben aus ei-
ner Vatikanndhe. Genauso wollen sich
ja viele MuslimInnen vom tiirkischen
oder saudischen Einfluss befreien. Sie
waren froh, nicht auf dieses Geld an-
gewiesen zu sein und eigene Imame zu
haben.

Die Kirchen reagieren also konstruktiv?

Sie schwanken und fragen sich:
«Fithrt diese Diskussion zu einer Star-
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kung der Anerkennung von Religions-
gemeinschaften in wunserer Gesell-
schaft? Profitieren wir auch als Kirchen
davon, dass man uns wieder stdrker
wertschatzt und der Religion an sich
wieder mehr Bedeutung zuschreibt?
Oder stehen wir in einem Kulturkampf,
in dem wir unsere christliche Welt ver-
teidigen missen?» Das ist eine grosse
Ambivalenz. Der Weg ist lang. Aber der
Weg nach der Reformation, als es darum
ging, die katholische Kirche wieder zu
akzeptieren, war auch lang, obwohl die
Geschwisterschaft ndher lag als hier.

Fir mich ist wichtig, dass wir uns
immer wieder bewusst sind, wovon wir
sprechen, wenn von den christlichen
Werten die Rede ist: Wir sprechen im
Wesentlichen von den Werten der Auf-
klarung. Sie sind aus der Geschichte
Europas herausgewachsen und wurden
vielleicht nicht gegen das Christentum,
aber gegen die Kirche erkdmpft. Gera-
de religiose Sozialistinnen wissen ja
um die Bedeutung der Unterscheidung
zwischen kirchlichen, christlichen und
aufklarerischen Werten. Ich wiirde mir
oft wiinschen, es ginge der CVP wirk-
lich um christliche Werte, dann hitte
sie namlich eine andere Auslinder- oder
Fliichtlingspolitik.

Wenn Sie von der Drei-Sdulen-Politik spre-
chen, wird deutlich, dass die Triebfeder
des Handelns fiir den Regierungsrat im
Kontext von Religion und Gewalt zu su-
chen ist. Sie selber stellen Religion aber in
einen grosseren Zusammenhang. In Ihrer
Rede zum Bettag sagten Sie, der Staat und
die Religionsgemeinschaften miissten sich
«gemeinsam der Angst entgegenstellen.
Sie sprachen von der Angst vor Anders-
artigkeit und vor Gewalt. Sie sprachen
auch vom Zwillingsbruder der Angst, dem
Hass, der «im Kleid der Hdame, der Ver-
achtung, der Einschiichterung oder des Se-
xismus» daherkommt. Sie erkldrten, wie
Angst unkritisch und gefiigig macht, auch
um Sicherheitsbudgets auf- und Bildungs-
sowie Sozialbudgets abzubauen. «Deshalb
gibt es politische Krifte, die wollen, dass
wir Angst haben.»



Angst zu schiren, ist eine macht-
politische Absicht. Es gibt sie im staat-
lich-politischen Kontext wie auch im
religiosen. Religionsgemeinschaften ha-
ben eine lange Tradition der Angst-
politik und der Interpretation der theo-
logischen Lehren unter dem Aspekt der
Angst. Den Menschen Angst machen,
drohen, Disziplin einfordern unter An-
drohung von schweren Folgen — das
sind Machtkonstruktionen, die beim
Staat wie bei religiosen Gemeinschaf-
ten identisch sein konnen. Sie dienen
immer der Starkung der eigenen Macht
und dem Gewinn von Dominanz, Pri-
vilegien, Reichtum, Insignien. Als poli-
tisch und als kirchlich tdtige Menschen
haben wir nun die gemeinsame Verant-
wortung, der Angstpolitik entgegen zu
treten. Im kirchlich-religiosen Kontext
aufgrund der Kernbotschaft von der
Gleichheit der Menschen und vom An-
genommensein ohne Vorbehalte, im po-
litischen Kontext aufgrund der Gleich-
heit der Menschen, die zur Demokratie
fihrt und zur Mitbestimmung.

Ihr Standpunkt kommt also von einer
Machtkritik her. Interessant, dass eine Re-
gierungsrdtin die Machtfrage stellt.

Ja. Vielleicht sieht man Zusammen-
hange noch besser, wenn man Teil des
Systems ist.

In der aktuellen Debatte mit CVP-Prd-
sident Gerhard Pfister meinte Christian
Levrat, der Prdsident Ihrer Partei, der
Staat miisse die «richtige Distanz zu den
Religionsgemeinschaften finden», das sei
«gesunder Sdkularismus». Levrat, selber
Katholik, plidiert wie Sie fiir eine Erwei-
terung der Anerkennung von Religions-
gemeinschaften: «Das ist gut fiir die Ge-
sellschaft, weil ein solches System Platz
fiir alle Religionen ldsst. Es ist aber auch
qut fiir die Religionen, die sich dadurch auf
ihre Kernaufgabe konzentrieren kinnen
— fiir das spirituelle Wohlbefinden ihrer
Gldaubigen zu sorgen.» Teilen Sie dieses
Verstdndnis? Ist Religion Privatsache?
Aus unserer zurcherischen Erfah-
rung vor allem mit der reformierten
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Kirche heraus sehe ich, dass die Kirche
natiirlich deutlich mehr leistet, sie tiber-
nimmt sehr viel gesellschaftliche Ar-
beit. Bei uns ist das sehr stark verwoben
— ein Resultat politischer Entscheide.
Im engeren Sinn teile ich die Position
von Christian Levrat. Als Staat in seiner
Rolle als Rechtsordnung gehen wir auch
im Kanton Ziirich den Weg in Richtung
noch starkerer Entflechtung. Wenn wir
die aktuelle Revision des Kirchenrechts
anschauen, ubertragen wir den aner-
kannten Religionsgemeinschaften zum
Beispiel noch mehr Entscheidungsbe-
fugnisse tber ihre Liegenschaften oder
uber ihre interne Organisationsform.
Der Staat nimmt sich weiter zuruck,
was die innerkirchlichen Angelegen-
heiten betrifft. Aber auch Christian Le-
vrat ist ja noch so froh, dass sich die Kir-
che in der Flichtlingsarbeit engagiert,
nicht nur konkret, sondern auch indem
sie Position bezieht. Wir sollten nicht so
tun, als ob wir diese Stimme nicht sehr
gerne horen.

Bleiben wir noch einen Moment im Kanton
Ziirich: In der Kirchenordnung der Evan-
gelisch-reformierten Landeskirche heisst es in
Artikel 4: «Die Kirche lebt aus dem befrei-
enden Zuspruch Gottes. Aus ihm leitet sie
ihre Verantwortung in der Gesellschaft ab.
Die Landeskirche nimmt das prophetische
Wiichteramt wahr. In der Ausrichtung
aller Lebensbereiche am Evangelium tritt
sie ein fiir die Wiirde des Menschen, die
Ehrfurcht vor dem Leben und die Bewah-
rung der Schopfung.» Hand aufs Herz:
Die Ziircher Kirche ist zwar gesellschaft-
lich bedeutsam, aber doch relativ brav.
Spiirt man im Regierungsrat noch etwas
von diesem prophetischen Wichteramt?
Ja, wenn auch sicher nicht immer
flachendeckend. Vor einem Jahr, als die
Diskussion rund um die Fliichtlings-
aufnahme sehr virulent war, hatten die
kirchlichen Stimmen grossen Einfluss
auf die Politik, die erkliarten: « Wir ha-
ben hier eine Aufgabe; wenn wir schon
von christlichen Werten sprechen, ist
uns Solidaritdt mit Gefliichteten aufge-
tragen.» Damit spannt die Kirche einen



1929 wurde eine erste
nationale Petition fiir
das Frauenstimmrecht
mit rund 250000 Un-
terschriften eingereicht.
Bilder: Gosteli-Archiv

anderen Deutungsrahmen auf, es ist
nicht mehr einfach eine Links-rechts-
Debatte. Die Kirche ist eine zusatzliche
Stimme in der Diskussion, die Gewicht
hat. Das ist, wie wenn in einem anderen
Feld die Wissenschaft zum Klimawan-
del ihre Stimme erhebt und zu einer po-
litischen Akteurin wird.

Es gibt im Moment Kirchgemeinden, die
Menschen in Not in ein Kirchenasyl auf-
nehmen — beispielsweise, weil sie eine
Ausschaffung von Familien mit Kindern in
ungewisse Situationen nicht verantworten
konnen. Sie setzen sich bewusst in einen
Widerspruch zu staatlicher Migrations-
politik. Beanspruchen diese Gldubigen,
diese Kirchgemeinden aus Ihrer Sicht zu
viel Legitimation zum Schutz bedrohter
Grundrechte? Gefihrdet dieser zivile Un-
gehorsam das gute Einvernehmen zwi-
schen Staat und Religionsgemeinschaften?
Hier spielt ein anarchisches Ele-
ment mit. Als Justizministerin muss
ich klar sagen: «Das darf nicht sein.»
Wir mussen aber anerkennen, dass das,
was eine Gesellschaft richtig findet und
das, was rechtens ist, nicht in jedem Fall
ubereinstimmt und immer wieder neu
justiert werden muss. Das missen wir
aushalten. Der Ruf nach Gesetzesdnde-
rungen und nach anderer Gewichtung
bei Interessensgegensdtzen ist Kern der
demokratischen Auseinandersetzung.
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Harmonisch geht das nicht vonstatten.

Das geht nicht ohne Reibung, nicht
ohne Konflikt, nicht ohne Enttauschung.
Aber es braucht diesen Prozess, dass
Grenzen ausgedehnt und immer wie-
der neu justiert werden. Als Justizmi-
nisterin will ich deshalb differenzieren:
Wenn wir in die Geschichte schauen,
wird deutlich, dass viele Verdnde-
rungen, die wir aus heutiger Sicht als
richtig erachten, ohne den zivilen Unge-
horsam so nicht stattgefunden hatten.
Die Feudalherren wiren nicht gestiirzt
worden, wenn es nicht das Uberschrei-
ten damals giiltiger rechtsstaatlicher
Grenzen gegeben hatte. Paul Griininger
hitte nicht Fliichtlinge retten kénnen,
wenn es dieses Uberschreiten nicht ge-
geben hdtte. Der ganze Aufbruch von
neuen Lebensformen nach 1968 ware
nicht moglich gewesen, wenn es diese
anarchische Phase nicht gegeben hit-
te. Wir dirfen aber nicht vergessen,
dass sich auch Krifte auf den zivilen
Ungehorsam berufen konnten, die den
Rechtsstaat an sich in Frage stellen.
Uber die lange Zeit gesehen, bestitigt
es sich immer wieder: Der Rechtsstaat
schiitzt die Schwachen. Er ist deshalb
auf jeden Fall zu verteidigen.

Nach den Debatten um das neue SP-Partei-
programm 2010, in dem verankert wurde,
dass das Primat von Demokratie und Po-




litik die Uberwindung des Kapitalismus
erfordert, haben Sie gesagt: «Wenn wir
den Traum einer anderen Gesellschaft auf-
geben und nicht mehr daran glauben, dass
wir noch nicht am Ende der Geschichte
angelangt sind, dann verletzen wir unsere
Wurzeln. Die Geschichte lehrt uns, dass
immer wieder moglich wurde, was lan-
ge Zeit fiir unmaglich gehalten wurde.»
Sie reden von «trdumen» und «glauben»
— eine Sprache mit Verbindungen zum
Religiosen. Im Bekenntnis von Accra sagt
die Weltgemeinschaft der Reformierten
Kirchen Nein zur gegenwdrtigen Weltwirt-
schaftsordnung des neoliberalen Kapitalis-
mus. Auch Papst Franziskus wendet sich
sehr deutlich gegen ein System von Profit-
maximierung und zerstorerischer Finanz-
wirtschafi. Sind nicht gerade die Kirchen,
vielleicht auch andere religiose Gemein-
schaften hier magliche Verbiindete?

Sie sind wichtige Verbilindete. Sie
sind wichtige Stimmen, weil sie die
Kritik aus einer spirituellen Position
heraus formulieren. Papst Franziskus
ist nicht wie sein Vorgianger in akade-
mischen Zirkeln geprdagt worden, son-
dern in Armenvierteln in Argentinien.
Es gibt ja ganz viele Theologlnnen, ich
nenne nur mal die Beitrdge im Wort zum
Sonntag, die diese Diskrepanz der Reali-
tat zu den Geschichten, den Auftragen,
den Verkiindigungen in der Bibel oder
in anderen religiésen Biichern aufzei-

gen. Es ist die Aufgabe der Kirche, diese
Diskrepanz zu benennen, insbesondere
gegentber den eigenen Glaubigen. Da-
mit wird die Position dann auch zu ei-
ner Offentlichen.

Ich kenne das Innenleben der Kir-
chen nicht genau. Ich stelle einfach fest,
was aber sicher unprazise ist, dass es ei-
nerseits viele Menschen gibt, die nicht
so haufig in die Kirche gehen, gldubige,
kirchennahe Menschen, die sich diesen
Prinzipien sehr verpflichtet fithlen —
und andererseits Menschen, die in die
Kirche gehen und weniger Miihe ha-
ben mit dem Wechsel zwischen dem,
was sie in der Kirche tun, und dem Le-
ben, das sie draussen fuhren. Es ist die
Kernaufgabe der Kirche, sich dieser Dis-
kussion zu stellen. Die ganze grine,
okologische Politik zur Bewahrung der
Schopfung und die ganze Politik rund
um Reichtum, Neoliberalismus, Um-
verteilung sind zentrale Themen, die in
den Grundwerten der Religionen the-
matisiert sind.

Herzlichen Danck fiir dieses sehr anregende
Gesprdch!
°

Jacqueline Fehr, ¥1963,
war von 1998 bis
2015 SP-National-
rdtin. Im April 2015
wurde sie in den Regie-
rungsrat des Kantons
Ziirich gewdhlt und
leitet dort die Direktion
der Justiz und des
Innern. In diesem Amt
ist sie auch fiir die
Beziehungen zwischen
Staat und Religionsge-
meinschaften zustdn-
dig. In einer Rede im
Ziircher Grossmiinster
zum Eidgendssischen
Buss- und Bettag

am 18.9.2016 und

in verschiedenen
Medienbeitrdgen —
unter anderem im
Tages-Anzeiger vom
26.9.16 — hat sie sich
dafiir ausgesprochen,
aufeine staatliche
Anerkennung musli-
mischer Gemeinschaf-
ten hinzuarbeiten.

wwuw.jacqueline-fehr.ch

11 Neue Wege 1-2/2017



	Der Politik, die mit der Angst arbeitet, entgegentreten : Religionen und ihre staatliche Anerkennung in einer aufgeklärten Welt

